
O
uri Jallow lag auf einer Schaum-
stoffmatratze, Arme und Beine ge-
fesselt, als das Feuer in Zelle 5 im

Keller des Polizeireviers Dessau ausbrach.
Im Nu stand die Matratze in Flammen, der
Rauchmelder schlug an. Laut Gutachtern
war der Asylbewerber aus Sierra Leone
spätestens nach zwei Minuten tot.

Würde Jallow noch leben, wenn die Poli-
zisten früher reagiert hätten?

Der Dienstgruppenleiter hatte nichts un-
ternommen, als die Gegensprechanlage
merkwürdige Geräusche von sich gab. Den
Alarm des Rauchmelders stellte er erst ein-
mal aus, und als er schließlich mit einem
Kollegen doch noch zu Jallows Zelle kam,
musste er wieder zurücklaufen, um den
Feuerlöscher zu holen.

Doch wie konnte die Matratze über-
haupt in Brand geraten? Hatte ein Polizist
bei der Durchsuchung des stark alkoholi-
sierten Jallow ein Feuerzeug übersehen,
hatte er es vielleicht selbst im Handge-
menge in der Zelle verloren? Oder waren
es Polizisten, die die Matratze angesteckt
haben, wie Angehörige vermuteten?

Jallows Nase war frisch gebrochen, wie
sich erst bei einer zweiten Obduktion her-
ausstellte. Warum? Das Feuerzeug, mit
dem er die Matratze selbst angezündet ha-
ben soll, tauchte auf der ersten Asserva-
tenliste nicht auf. Und es war kaum ver-
schmort. Weshalb? Während des laufen-

* Oben: am 20. Juni in München; unten: am 7. September
2006 vor dem Landgericht Dessau.

„Das hat mit Rechtsstaat nichts mehr zu
tun“, sagte Richter Manfred Steinhoff, als
er die Freisprüche begründen musste. „Wir
hatten nicht die Chance auf ein rechts-
staatliches Verfahren, auf die Aufklärung
des Sachverhalts.“ Das Verfahren sei „ge-
scheitert“ an der „Schlamperei“ und den
„Falschaussagen der Beamten“.

An diesem Donnerstag befasst sich nun
der Bundesgerichtshof mit dem Fall. Die
Nebenkläger, Angehörige und Freunde
Ouri Jallows, aber auch die Staatsanwalt-
schaft drängen darauf, S. doch noch zu
verurteilen. Aber selbst wenn er am Ende
bestraft würde – den Grund dafür, dass in
diesem Fall die Wahrheitsfindung so wenig
gelang wie in vielen anderen Verfahren ge-
gen Polizisten, werden auch die Karlsruher
Richter nicht beseitigen. 

Es ist eine fragwürdige Solidarität unter
Polizisten, die entweder schweigen oder
ihre Aussagen untereinander abstimmen.
„Solche Fälle lassen sich immer wieder auf
bestimmte Muster zurückführen“, sagt der
Hamburger Polizeiwissenschaftler Rafael
Behr. Die „Obstruktionsmechanismen“
reichten vom „Sich-nicht-erinnern-Kön-
nen“ über das Zurückhalten von Aussagen
wider besseres Wissen bis zur Falschaus-
sage. Motiv bei diesem „Gefahrgemein-
schaftssyndrom“ sei vor allem der „Schutz
des kollegialen Nahraums“: „Selbst wenn
der Kollege etwas falsch gemacht hat, wir
halten zusammen, wir liefern den nicht
aus.“ Oft genug seien die Beamten aber
auch heimlich davon überzeugt, dass das
Opfer die Behandlung verdient habe.

Nur selten sagen Polizisten gegen Poli-
zisten aus – am ehesten noch dann, wenn
sie nicht zum selben Team gehören. So
kam im Jahr 2002 ein Vorfall auf der Köl-
ner Innenstadtwache Eigelstein nur ans
Licht, weil eine Kollegin und ein Kollege
aus einer früheren Schicht beobachtet
hatten, wie sechs Beamte von der Nacht-
schicht den 31-jährigen Stephan N. mit
Schlägen und Tritten gegen den Kopf trak-
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Solidarisches Schweigen
Bei Straftaten von Polizisten sagen die Beamten nur selten 

gegeneinander aus. Staatsanwälte und Richter sind 
meist hilflos. Experten fordern unabhängige Ermittlungsbehörden.

Polizeianwärter beim Amtseid*: „Selbst wenn der Kollege etwas falsch gemacht hat, wir halten zusammen“
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den Prozesses ordnete der Revierleiter ein
Treffen aller Zeugen an. Wozu?

Die Staatsanwaltschaft Dessau erhob An-
klage wegen fahrlässiger Körperverletzung
im Amt mit Todesfolge gegen Dienstgrup-
penleiter Andreas S. und den Polizisten, der
Jallow durchsucht hatte. Jallow, sind die Er-
mittler überzeugt, hätte gerettet werden
können, wenn S. an jenem 7. Januar 2005
gleich nach dem Alarm gehandelt hätte. 

Doch die Tat konnte an 58 Verhand-
lungstagen vor dem Landgericht Dessau-
Roßlau nicht aufgeklärt werden – auch weil
die beteiligten Polizeibeamten widersprüch-
liche und zum Teil vermutlich falsche Aus-
sagen machten.

Demonstration für Opfer Jallow*

„Mit Rechtsstaat nichts mehr zu tun“
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tierten – offenbar weil dieser bei der Fest-
nahme massiv randaliert und dabei einen
Polizisten verletzt hatte. Als N. zwölf Tage
später in Folge seiner Verletzungen starb,
erstatteten die beiden Beamten Anzeige.

Die Erfolgsrate der Polizei bei internen
Untersuchungen ist auffallend gering. So
wurde allein im Jahr 2008 gegen Berliner
Polizisten in 636 Fällen wegen Körperver-
letzung im Amt ermittelt. In 615 Fällen
stellte die Staatsanwaltschaft die Verfah-
ren ein, sechs beschuldigte Beamte wurden
in einem Prozess freigesprochen, verurteilt
wurde nicht einer.

Oft steht Aussage gegen Aussage. Ein
Betroffener zeigt den Beamten wegen Kör-
perverletzung an, der Polizist reagiert mit

einer Gegenanzeige wegen Widerstands
gegen die Staatsgewalt. Ohne weitere Zeu-
gen oder Beweise werden beide Verfahren
eingestellt.

Übergriffe passieren gern dann, wenn
Polizisten unter sich sind, wie auf der Wa-
che. Allerdings ist die Klientel, mit der die
Beamten zu tun haben, alles andere als
pflegeleicht: Betrunkene, Randalierer, Dro-
gensüchtige, Ausländer, die kaum Deutsch
sprechen. Schnell kann es zu Grenzüber-
schreitungen kommen, aus Frust, nach ei-
ner Provokation, als Akt der Selbstjustiz.
Wer nichts sieht und hört, kommt nicht in
Gefahr, Kollegen belasten zu müssen. Ver-
tuschen ist Ehrensache. Wer auspackt, hat
oft nichts mehr zu lachen, und auch seine
Karriere wird eher nicht befördert.

Im brandenburgischen Schönfließ tötete
ein Polizeibeamter in der Silvesternacht
2008 mit acht Schüssen den gesuchten In-
tensivtäter Dennis J. An der Notwehr-Ver-
sion – J. hatte mit einem gestohlenen Ja-
guar ein Polizeiauto gerammt – kamen
Zweifel auf. Die Staatsanwaltschaft geht
davon aus, dass J.’s Wagen noch stand, als
der erste Schuss fiel. Zwei Kollegen, die
wenige Meter danebenstanden, wollten
nichts gesehen und gehört haben. Die
Staatsanwaltschaft beschuldigte sie der
Strafvereitelung im Amt. Ein Gutachter al-
lerdings schließt nicht aus, dass die beiden
durch Silvesterböller irritiert waren. 

Während eines Großeinsatzes bei einer
Demonstration in Hamburg am 16. No-
vember 2002 prügelten Einsatzkräfte aus
Thüringen zwei als Demonstranten ge-
tarnte Zivilfahnder krankenhausreif; nur
weil die internen Ermittler der Hambur-
ger Polizei die Thüringer Kollegen auf der
Heimfahrt stoppten, konnten die Prügler
identifiziert werden. Der Chef der thürin-
gischen Bereitschaftspolizei versuchte, auf
das Verfahren Einfluss zu nehmen, und
wurde wegen Falschaussage bestraft.

Ein krasser Fall polizeilichen Vertu-
schens ereignete sich vor zehn Jahren im
beschaulichen Landau an der Weinstraße.
Am Nachmittag des 18. November wurde
der Drogensüchtige Jürgen Erken schwan-

kend und torkelnd in der Innenstadt von
einer Polizeistreife aufgegriffen. Ohne ei-
nen Arzt zu holen, steckten die Beamten
ihn in eine Zelle. Wenige Stunden später
war Erken tot, gestorben an Polamidon,
das er sich selbst injiziert haben soll.

Doch das Polamidon und die Spritzen,
die er offenbar in seiner Jacke bei sich ge-
tragen hatte, fanden sich nach seinem Tod
in einem Asservatenkästchen außerhalb
der Zelle. Wie war er in der Zelle an Dro-
ge und Spritze gekommen? Wer hatte alles
wieder weggeräumt? Spritzte ihm womög-
lich ein Beamter die Droge, weil der Süch-
tige im Wahn danach verlangte? Drei Be-
amte kamen in Frage, zumindest einer von
ihnen musste es wissen.

„Jürgen wusste, dass Polamidon nur oral
genommen werden kann, injiziert aber
tödlich wirkt“, sagt sein Vater Peter Erken
heute. Einer der Polizisten habe seinem
Sohn „den Schierlingsbecher gereicht“.

Die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft
Landau dauerten drei Jahre, blieben aber
ohne Erfolg. Der Oberstaatsanwalt legte in
seinem Einstellungsbeschluss die Gründe
schonungslos offen: Es sei leider „nicht ge-
lungen, Licht ins Dunkel zu bringen“ und
die offenen Fragen zu klären. „Die Poli-
zeibeamten, die genau wissen, wie es zu
dem tödlich verlaufenden Geschehen ge-
kommen ist, haben ihr Wissen für sich be-
halten.“ Und weiter: „Eine Mauer des

Schweigens zu dem, was sich tatsächlich
zugetragen hat, hat dafür gesorgt, dass die-
ser Fall unaufklärbar ist und bleiben wird.“

Was also tun? Abhilfe, meint der Bo-
chumer Kriminologe und Polizeiwissen-
schaftler Thomas Feltes, sei „innerhalb der
Polizei kaum möglich, solange nicht wirk-
lich ein grundlegend anderes Klima“ herr-
sche. Schnelle Besserung könne allerdings
ein polizeiunabhängiger Generalinspekteur
bringen, ähnlich wie in Portugal, Irland
und Großbritannien, mit eigener Ermitt-
lungskompetenz und Akteneinsicht. „An
eine solche Institution wendet sich ein
Polizeibeamter eher mal“, sagt Feltes, „weil
er weiß, es dringt erst mal nichts an die
Kollegen.“

Auch Amnesty International fordert, in
Deutschland solche unabhängigen Ermitt-
lungskommissionen einzurichten. „Die
Staatsanwaltschaften, die ja naturgemäß
eine große Nähe zur Polizei haben“, sagt
Amnesty-Experte Wolfgang Grenz, „wür-
den dadurch entlastet.“ Zudem sollten
Polizeibeamte endlich individuell durch
Nummer oder Name identifiziert werden
können, und die Vorgänge in Polizeizellen
sollten künftig mit Videokameras aufge-
zeichnet werden – manipulationssicher,
also dem unmittelbaren Zugriff der Kolle-
gen der jeweiligen Wache entzogen.

Allerdings ist auch bei der Polizei inzwi-
schen ein Umdenken zu beobachten. „Damit
man in der Polizei offen und konstruktiv mit
Fehlern umgehen kann, muss Fehlverhalten
bereits in der Gesellschaft enttabuisiert und
entskandalisiert werden“, sagt der Kölner
Polizeidirektor Udo Behrendes. Und intern
müssten vor allem die Vorgesetzten klarma-
chen, „dass nicht derjenige, der ein Fehlver-
halten anspricht, ein Nestbeschmutzer ist,
sondern derjenige, der sich rechtswidrig ver-
hält oder rechtswidrig schweigt“.

Behrendes weiß, wovon er spricht. Als
nach der Prügelorgie in Köln ein Sauber-
mann her musste, hat er die Eigelstein-Wa-
che übernommen. Auch er hatte, als Vor-
gesetzter, zuvor schon zweimal Kollegen
angezeigt. Er hat dennoch Karriere ge-
macht. Dietmar Hipp

Gesellschaft
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Polizeieinsatz in Hamburg 2002, von Dennis J. gestohlener Jaguar mit Einschusslöchern: „Offen und konstruktiv mit Fehlern umgehen“


